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hat die 2. Kammer des Arbeitsgerichts Bayreuth - Kammer Hof - auf Grund der mündli­

chen Verhandlung vom 11. Dezember 2020 durch den Richter am Arbeitsgericht ... und 

die ehrenamtlichen Richter ... und ... 

1. 

II. 

für Recht erkannt: 

Es wird festgestellt, dass das Arbeitsverhältnis der Parteien durch 

die fristlose Kündigung der Beklagten vom 14.02.2020 nicht aufge­

löst worden ist. 

Die Beklagte wird verurteilt, den Kläger bis zum rechtskräftigen 

Abschluss des Verfahrens zu unveränderten arbeitsvertraglichen 

Bedingungen als Textilmaschinenführer weiterzubeschäftigen. 

III. Im Antrag 2 wird die Klage abgewiesen.

IV. Die Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits.

V. Der Streitwert wird auf 8.800,00 € festgesetzt.

Tatbestand: 

Die Parteien streiten um die Rechtswirksamkeit einer fristlosen Kündigung der Beklagten 

vom 14.02.2020, dem Kläger am 15.02.2020 zugegangen. 

Der am 08.07.1972 geborene Kläger war bei der Beklagten seit 01.08.2014 als Textilma­

schinenführer bei einer Bruttomonatsvergütung von zuletzt 2.200,00 € beschäftigt. Er war 

seit März 2018 Vorsitzender des fünfköpfigen Betriebsrats der Beklagten in H. dort be­

schäftigt die Beklagte knapp 100 Arbeitnehmer und produziert Textilien, Filze und 

Vliesstoffe für vor allem technische Anwendungszwecke. 
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Mittlerweile fanden im Betrieb der Beklagten im April 2020 Betriebsratswahlen statt, der 

Kläger wurde wieder zum Betriebsratsmitglied gewählt. 

Grund für die Kündigung ist eine verbale Auseinandersetzung zwischen dem Kläger und 

dem stellvertretenden Betriebsratsvorsitzenden W. am Abend des 12.02.2020, ei­nem 

Mittwoch; die Einzelheiten dieser Auseinandersetzung stehen zwischen den Parteien im 

Streit. 

Der Kläger war an diesem Tage, wie bereits seit 23.01.2020, arbeitsunfähig krankge­

schrieben, des Weiteren waren auch die Betriebsratsmitglieder  K. und D. in der Woche 

vom 10. bis 14.02.2020 arbeitsunfähig krankgeschrieben. 

Mit Schreiben vom 10./11. 02.2020, gerichtet jeweils an den stellvertretenden Betriebsrats­

vorsitzenden W. erklärten das Betriebsratsmitglied Do. sowie die Ersatz­mitglieder R., G., 

K. und R. ihren Rücktritt vom Betriebsratsamt; am 12.02.2020 machte daraufhin der 

stellvertretende Be­triebsratsvorsitzende W. am Schwarzen Brett im Betrieb die Auflösung 

des Be­triebsrates sowie dessen Neuwahl bekannt. 

Wegen dieser Vorgänge suchte der Kläger am Mittwoch, 12.02.2020 gegen 19.12 Uhr 

Herrn W. im Betrieb auf; der genaue Ablauf der folgenden verbalen Auseinander­setzung 

steht, wie gesagt, zwischen den Parteien im Streit. 

Mit Schreiben vom 13.02.2020, am gleichen Tag Herrn W. übergeben, hörte die Beklagte 

den Betriebsrat zur beabsichtigen außerordentlichen Kündigung des Klägers an; in diesem 

Schreiben wird die verbale Auseinandersetzung vom 13.02.2020 zwischen dem Kläger 

und Herrn W. näher geschildert und die Beklagte teilt mit, sie beabsichtige, dem Kläger 

außerordentlich zum 14.02.2020 zu kündigen (BI. 44 - 48 d. A). Mit Schreiben vom 

14.02.2020, welches die Beklagte am gleichen Tag erhielt, teilte der stellvertretende 

Betriebsratsvorsitzende W. für den Betriebsrat mit, dass dieser der außerordentli­chen 

Kündigung des Klägers zustimme (BI. 49 d. A.). 
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Nach Erhalt dieses Zustimmungsschreibens ließ die Beklagte die verfahrensgegenständli­

che Kündigungserklärung vom 14.02.2020 ausfertigen und durch Boten um 16.43 Uhr in 

den Briefkasten der Wohnung des Klägers zustellen. 

Der Kläger vertritt die Auffassung, diese Kündigung habe das Arbeitsverhältnis mangels 

wirksamer Zustimmung des Betriebsrates gemäß § 103 BetrVG sowie wegen Fehlens ei­

nes wichtigen Grundes nicht beendet. 

Er vertritt die Auffassung, die Zustimmung nach § 103 BetrVG, die durch Herrn W. als 

alleinigem Teilnehmer der diesbezüglichen Betriebsratssitzung erfolgt sei, sei nicht 

wirksam, da sie auf einem nichtigen Beschluss beruhe. Weder seien die im Betrieb übli­

chen Ladungsfristen und -modalitäten eingehalten noch sei der Betriebsrat beschlussfä­

hig gewesen. Außerdem habe das Betriebsratsmitglied W. aufgrund der Interes­

senkollision - es gehe als Kündigungsgrund um eine Auseinandersetzung zwischen ihm 

und dem Kläger - nicht an der Beschlussfassung mitwirken dürfen. Zudem habe die Be­

klagte bis zur Rückkehr der weiteren Betriebsratsmitglieder K. und D. aus dem 

Krankenstand warten oder analog § 103 BetrVG die Zustimmung des Arbeitsgerichts ein­

holen müssen, was beides nicht erfolgt sei. 

Auch das Zusammentreffen mit Herrn W. am 13.02.2020 im Betrieb der Beklagten habe 

sich anders ereignet, als von dieser geschildert. Er habe weder gegenüber den Zeu­gen 

D. und l. geschrien noch sei er in das Meisterbüro gestürmt. 
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Er habe im Weiteren weder die Zeugen W. noch Wi. angeschrien oder gesagt, dass es 

ihm scheißegal sei, was Herr Wi. sage; er habe gegenüber beiden auch nicht wild 

gestikuliert oder einen drohenden Eindruck vermittelt. Vielmehr habe er Herrn W. 

aufgefordert, ihm mitzuteilen, was hier vorgehe, sowie ihm die Unterlagen auszuhän­

digen. Richtig sei, dass er trotz Aufforderung des Zeugen Wi., den Betrieb zu verlassen, 

geblieben sei, so dass letztlich Herr W. aus seinem Spind die aufbewahrten Unter­lagen 

für den Kläger geholt habe, um diese zu kopieren. Er habe sich hierbei nicht beleidi­gend 

gegenüber Herrn W. geäußert, sondern lediglich angekündigt, dass er den Vorgang von 

der IG-Metall prüfen lassen werde. 

Der Kläger beantragt: 

1. Es wird festgestellt, dass das Arbeitsverhältnis der Parteien durch die frist­

lose Kündigung der Beklagten vom 14.02.2020 nicht beendet wird.

2. Es wird festgestellt, dass das Arbeitsverhältnis auch nicht durch andere Be­

endigungstatbestände endet, sondern auf unbestimmte Zeit fortbesteht.

3. Im Falle des Obsiegens mit dem Antrag zu 1. und/oder zu 2. wird die Be­

klagte verurteilt, den Kläger bis zum rechtskräftigen Abschluss des Kündi­

gungsschutzverfahrens zu unveränderten arbeitsvertraglichen Bedingun­

gen als Textilmaschinenführer weiterzubeschäftigen.

Die Beklagte beantragt 

Klageabweisung. 
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Sie vertritt die Auffassung, die Zustimmung des Betriebsrates nach § 103 BetrVG sei ord­

nungsgemäß zustande gekommen. So sei Herr W. als Stellvertreter des Betriebs­

ratsvorsitzenden wegen der Arbeitsunfähigkeit des Klägers am 13.02.2020 für die Entge­

gennahme des Anhörungsschreibens zuständig gewesen, Herr W. sei auch nicht etwa als 

Betroffener verhindert gewesen, von der beabsichtigten Kündigung betroffen sei vielmehr 

nur der Kläger. Nach § 22 BetrVG bleibe der Betriebsrat jeweils in seiner verblei­benden 

Personalstärke in vollem Umfang funktions- und beschlussfähig, so dass im vor­liegenden 

Fall der stellvertretende Betriebsratsvorsitzende W. alleine die entspre­chende 

Entscheidung gern. § 103 BetrVG habe herbeiführen können. 

Am 12.02.2020 sei der Kläger außerhalb seiner persönlichen Arbeitszeit im Betrieb er­

schienen und habe die Zeugen l. und Dr. in unangemessener Weise angeschrien, „wo W. 

sei". Auf die Aufforderung des im Meisterbüro angetroffenen Vorgesetzten Wi., den 

Betrieb sofort zu verlassen, habe er erwidert, es sei ihm scheißegal, was die­ser sage. Auf 

dem Weg zum Spind des Herrn W., zwecks Übergabe der Protokolle des Betriebsrats und 

der Rücktrittserklärungen, habe der Kläger Herrn W. als Kolle­genschwein bezeichnet, der 

alle verkauft habe und diesen gefragt, was er dafür bekom­men habe sowie geäußert, 

dass er dies noch bereuen werde, er mache ihn fertig, Herr W. hasse alle Ausländer und 

habe dies nur deswegen gemacht, er sei ein Rassis­tenschwein und ein Verräter. 

Wegen der näheren Einzelheiten der Parteivorbringen wird auf die gewechselten Schrifts­

ätze und die Sitzungsprotokolle Bezug genommen,§ 313 Abs. 2 Satz 2 ZPO. 

-·�---:
� ­

-f.... ... · 
,t-- Entscheidungsgründe: 

Die zulässige Klage erweist sich - bis auf den allgemeinen Feststellungsantrag - bereits 

deshalb als begründet, weil kein wirksamer Zustimmungsbeschluss im Sinne des § 103 
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dass der Rest-Betriebsrat auch bei vorübergehender Verhinderung von Betriebs­

ratsmitgliedern bzw. zum Nachrücken vorgesehener Ersatzmitglieder dann be­

schlussfähig bleibt, wenn mindestens die Hälfte der noch vorhandenen Betriebs­

ratsmitglieder an der Beschlussfassung teilnimmt. Dies folgert das SAG zutreffend 

aus einer analogen Anwendung des § 22 BetrVG für den Fall der vorübergehen­

den Verhinderung von Betriebsratsmitgliedern und einer ansonsten dadurch eintre­

tenden, zeitweiligen Beschlussunfähigkeit. Allerdings ist die Weiterführung der Be­

triebsratsgeschäfte in solchen Fällen der zeitweiligen Verhinderung von Betriebs­

ratsmitgliedern nur dann gerechtfertigt, wenn der Betriebsrat für die gesamte 

Dauer der Äußerungsfristen des § 102 Abs. 2 BetrVG beschlussunfähig im Sinne 

des § 33 Abs. 2 BetrVG bleibt, weil in dieser Zeit mehr als die Hälfte der Betriebs­

ratsmitglieder an der Amtsausübung verhindert ist und nicht durch Ersatzmitglieder 

vertreten werden kann; dies hat das BAG etwa bei Krankheiten von unbestimmter 

Dauer bzw. längerem Urlaub anerkannt (BAG vom 18.08.1982, 7 AZR 437/80). 

Bei Anwendung dieser Grundsätze erweist sich der zustimmende Beschluss vom 

14.02.2020, gefasst vom allein anwesenden stellvertretenden Betriebsvorsitzen­

den W., mangels Beschlussfähigkeit im Sinne des§ 33 Abs. 2 BetrVG als 

unwirksam. 

Zwar war in der Woche vom 10.02.2020 bis 14.02.2020, nach dem Rücktritt der 

Ersatzmitglieder sowie des Betriebsratsmitgliedes Do. sowie aufgrund der Ar­

beitsunfähigkeit der Betriebsratsmitglieder K. und D.  sowie der persönli­chen 

Betroffenheit des Klägers als des zur Kündigung anstehenden Betriebsrats­

mitgliedes in der Tat der stellvertretende Betriebsratsvorsitzende W. das einzige 

der Beklagten hinsichtlich der beabsichtigten fristlosen Kündigung des Klä­gers zur 

Verfügung stehende Betriebsratsmitglied. Nach zutreffender Auffassung ist auch 

davon auszugehen, dass Herr W. nicht wegen persönlicher Betrof­fenheit 

angesichts der vorherigen Auseinandersetzung mit dem Kläger, als verhin­dert 

anzusehen war. Doch könnte diese Konstellation nur dann, durch analoge An­

wendung des§ 22 BetrVG, zur Beschlussfähigkeit des „Rumpf-Betriebsrates", be­

stehend lediglich aus Herrn W. am 14.02.2020 führen, wenn von einer sol­chen 

Beschlussunfähigkeit im Sinne des § 33 Abs. 2 BetrVG für die gesamte 
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Dauer der Äußerungsfrist des § 102 Abs. 2 BetrVG auszugehen wäre. Dies ist je­

doch nicht der Fall: Die Betriebsratsmitglieder K. und D.  waren beide ledig­lich bis 

einschließlich 14.02.2020 wegen Arbeitsunfähigkeit verhindert. Die 3-tä­gige 

Äußerungsfrist zur beabsichtigten außerordentlichen Kündigung lief jedoch bis 

einschließlich Montag, 17.02.2020 (3 Tage ab Zugang des Anhörungsschrei­bens 

am Donnerstag, 13.02.2020, am Sonntag, den 16.02.2020 endete die Frist wegen 

§ 193 BGB nicht). 

Daher wäre am 17.02.2020 Beschlussfähigkeit des 5-köpfigen Betriebsrates gege­

ben gewesen, an diesem Montag wäre eine Betriebsratssitzung unter Teilnahme 

der Betriebsratsmitglieder W., K. und D. möglich gewesen. Da somit gerade nicht 

für die gesamte Dauer der Äußerungsfrist des § 102 Abs. 2 BetrVG von einer 

Beschlussunfähigkeit des Betriebsrats auszugehen war, erweist sich der am 

14.02.2020 alleine von Herrn W. getroffene Betriebsratsbeschluss als 

rechtsunwirksam, in Anwendung der zitierten Rechtsprechung des BAG (BAG vom 

18.08.1982, 7 AZR 437/80). 

Dem Arbeitgeber kann vorliegend auch kein Vertrauensschutz zugebilligt werden. 

Die Beklagte könnte sich auf solchen Vertrauensschutz nur dann berufen, wenn ihr 

die die Beschlussunfähigkeit am 14.02.2020 begründenden Tatsachen weder be­

kannt gewesen wären noch hätten bekannt sein müssen (vgl. BAG vom 

23.08.1984, 2 AZR 391/83). Vorliegend war der Beklagten aber bekannt, dass die 

beiden Betriebsratsmitglieder K. und D. lediglich bis 14.02.2020 sich ar­

beitsunfähig krank gemeldet hatten. Mithin wusste die Beklagte bzw. hätte zumin­

dest wissen müssen, dass die Beschlussunfähigkeit des Betriebsrats nur für die 

zwei restlichen Tage, nämlich den 13. und 14.02.2020, gegeben war, nicht jedoch 

für den gesamten Lauf der 3-tägigen Frist nach § 102 Abs. 2 BetrVG. 

Hinzu kommt, dass ein Vertrauensschutz zugunsten der Beklagten auch deshalb 

nicht in Betracht zu ziehen ist, weil diese durch ihre Formulierung im Anhörungs­

schreiben vom 13.02.2020, wonach sie beabsichtige, dem Kläger zum 14.02.2020 

zu kündigen, maßgeblich dazu beigetragen hat, dass Herr W. in der Tat, 






